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Das deutsche Arbeitszeitgesetz (ArbZG) regelt alles 
rund um die Arbeitszeiten der Beschäftigten in 
Deutschland. Der Gesetzgeber verfolgt damit das Ziel, 
Arbeitnehmerschutz und die für den Erhalt der Wettbe-
werbsfähigkeit notwendige Flexibilität für Firmen mit-
einander zu vereinen. Grundsätzlich gilt das Arbeits-
zeitgesetz branchenübergreifend, es enthält aber auch 
Spezialregelungen für einzelne Sparten. Im Fokus ste-
hen dabei die Begrenzung der täglichen Arbeitszeit auf 
acht Stunden, Ruhepausen von 30 bzw. 45 Minuten, 
abhängig davon ob die Arbeitszeit mehr als sechs oder 
mehr als neun Stunden beträgt, eine ununterbrochene 
Ruhezeiten von elf Stunden zwischen Beendigung und 
Wiederaufnahme der Arbeit, die Arbeitsruhe an Sonn- 
und Feiertagen sowie Schutzvorschriften zu Schicht- 
und Nacharbeit. Im Bedarfsfall können diese Zeiten 
jedoch erweitert werden. 

Die werktägliche Arbeitszeit kann ohne weiteres 
auf bis zu zehn Stunden ausgedehnt werden. Unter 
bestimmten Voraussetzungen kann die werktägli-
chen Arbeitszeitobergrenze auch durch eine wöchent-
liche Arbeitszeitobergrenze von 48 Stunden (auf Basis 
einer Sechs-Tage-Woche) ersetzt werden, wobei auch 
hier eine Verlängerung auf bis zu 60 Stunden möglich 
ist. Außerdem kann die Ruhezeit auf bis zu zehn Stun-
den reduziert werden. In allen Fällen muss die Abwei-
chungen innerhalb von sechs Monaten so ausgegli-
chen werden, dass im Durchschnitt die eigentliche 
Vorgabe erreicht wird. Aufgrund von branchenspe-
zifischen Besonderheiten kann eine darüber hinaus-
gehende Anpassung der Arbeitszeitgrundnormen an 
die betrieblichen Notwendigkeiten erforderlich sein. 
Daher räumt das Arbeitszeitgesetz den Sozialpartnern 
das Recht ein, in einigen Punkten abweichende Rege-

Julia Schricker

Die (Arbeits-)Zeit ist reif 
Über den Reformbedarf beim deutschen Arbeitszeitgesetz

Vor dem Hintergrund der zunehmend vernetzten und digitalisierten Arbeitswelt sowie dem 
wachsenden Wunsch nach einer ausgewogeneren Work-Life-Balance ist eine Debatte ent-
brannt, inwieweit das deutsche Arbeitszeitgesetz noch zeitgemäß ist. Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertreter fordern jeweils von der Gegenseite mehr Flexibilität bei der Ausge-
staltung der Arbeitszeiten – die Vorschläge reichen von einer Öffnung der täglichen Arbeits-
zeit nach oben bis zu einer Wahlmöglichkeit der Arbeitnehmer bei der wöchentlichen 
Arbeitszeit. Die deutschen Unternehmen bewerten die Vorschläge pragmatisch, sie schei-
nen sich bereits auf den bevorstehenden Wandel eingestellt zu haben, wie die Ergebnisse der 
Randstad-ifo-Personalleiterbefragung zeigen. 

lungen im Rahmen von Tarifverträgen oder Betriebs-
vereinbarungen zu treffen.

IST DAS ARBEITSZEITGESETZ NOCH ZEITGEMÄS?

Im Zuge der Digitalisierung sind sowohl ganz neue 
Möglichkeiten als auch neue Bedürfnisse für Unter-
nehmen und Beschäftigte entstanden, die so 1994 bei 
Inkrafttreten des Arbeitszeitgesetzes noch nicht exis-
tierten. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob 
das Arbeitszeitgesetz noch zeitgemäß ist. Die Debatte 
erstreckt sich darüber hinaus auch auf die (nicht im 
Arbeitszeitgesetz geregelten) Bestimmungen zur Teil-
zeit- und Vollzeitbeschäftigung. Die mit der Digitali-
sierung einhergehende intensive Nutzung von mobi-
len Arbeits- und Kommunikationsmittel haben die 
Arbeitswelt in den letzten Jahren stark verändert, die 
Kommunikation über den ganzen Globus ist schnel-
ler und die Vernetzung deutlich stärker geworden. Die 
neuen technischen Möglichkeiten verändern natürlich 
auch die Bedürfnisse: Unternehmen müssen in einer 
globalisierten Wirtschaft flexibler agieren können als 
früher, um wettbewerbsfähig zu sein. Das bedeutet 
auch, dass die Unternehmen andere Anforderungen an 
die Flexibilität ihrer Mitarbeiter haben. Arbeitnehmer/
innen sind (bisweilen) gefordert, auch außerhalb der 
vormals festen Bürozeiten beispielsweise für Telefon-
konferenzen mit Kollegen aus anderen Zeitzonen zur 
Verfügung zu stehen oder auf dringende E-Mails nach 
Feierabend zu antworten. Aber auch auf gesellschaft-
licher Ebene hat sich ein Wandel vollzogen. Das Fami-
lienmodell Alleinverdiener – Hausfrau hat zunehmend 
ausgedient, was einerseits auf finanzielle Notwendig-
keiten und andererseits auf ein sich veränderndes Rol-
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lenbild zurückgeführt werden kann. Arbeitnehmer/
innen müssen also auch flexibler auf die neuen beruf-
lichen und privaten Anforderungen reagieren (kön-
nen) als noch vor 20 Jahren. In diesem Zusammenhang 
gewinnen die durch moderne Technologien eröffneten 
Möglichkeiten, mobil oder von Zuhause aus zu arbei-
ten, eine wichtige Bedeutung. Hierin liegen zudem 
große Chancen zur Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Allerdings stellen sie auch neue 
Anforderungen an eine Ausgestaltung der Arbeits-
zeitregelungen. Es ist beispielsweise vorstellbar, dass 
Angestellte nachmittags Zeit für Alltagsorganisation 
und Familie haben wollen und es vorziehen, sich noch 
einmal hinzusetzen, wenn die Kinder im Bett sind. 
Das kann gleichzeitig vorteilhaft für den Arbeitgeber 
sein, wenn z.B. Abstimmungen mit Partnern aus ande-
ren Zeitzonen notwendig sind. Unter den aktuellen 
Bedingungen kollidieren hier allerdings die tatsächli-
chen Arbeitszeiten mit dem Arbeitszeitgesetz. Zudem 
fehlt ein rechtlicher Rahmen, der Rechte und Pflichten 
rund ums Arbeiten von unterwegs oder Zuhause aus 
regelt. Es ist klar, dass hier Handlungsbedarf besteht. 
Wie eine konkrete Ausgestaltung eines reformierten 
Arbeitszeitgesetzes aussehen könnte, ist Gegenstand 
einer intensiven Debatte, in der sich Arbeitgeberver-
treter und Arbeitnehmervertreter gegenüberstehen. 

POSITIONEN DER ARBEITGEBER- UND 
ARBEITNEHMERVERTRETER

Der Arbeitgeberverband BDA schlägt vor, die tägliche 
Arbeitszeitobergrenze von acht Stunden durch eine 
wöchentliche Arbeitszeithöchstgrenze von 48 Stun-
den zu ersetzen. Außerdem sollte die Mindest ruhezeit 
von elf auf neun Stunden reduziert werden. Er argu-
mentiert, dass mehr Flexibilität beim Einsatz der 
Mitarbeiter/innen unerlässlich sei, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Unternehmen in einem 
globalisierten Kontext zu stärken. Auch der Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Situation schließt sich in seinem Jahresgutach-
ten 2017/18 dieser Argumentation an. Eine Verkürzung 
der Arbeitszeit sowie ein Rückkehrrecht von Teilzeit 
in Vollzeit wird von beiden abgelehnt mit der Begrün-
dung, dass diese Maßnahmen im Hinblick auf den 
sich – im Zuge des demographischen Wandels – vor-
aussichtlichen weiter verschärfenden Fachkräfteeng-
pass kontraproduktiv seien. Beide Gruppen beto-
nen, dass eine Flexibilisierung der Arbeitszeit auch 
im Hinblick auf eine bessere Vereinbarkeit von Privat-
leben und Beruf von besonderer Bedeutung ist. Der 
Sachverständigenrat warnt jedoch gleichzeitig, dass 
eine Flexibilisierung der Arbeitszeit nicht zu Lasten  
der Arbeitnehmer gehen und als heimliche Auswei- 
tung der Arbeitszeit missbraucht werden darf.

Genau das aber befürchten die Arbeitnehmer-
vertreter der Gewerkschaften (IG Metall und Verdi). 
Daher lehnen sie sowohl eine Ausweitung der tägli-
chen Arbeitszeit bzw. eine Verlagerung der Arbeits-

zeithöchstgrenze von täglich auf wöchentlich als 
auch die Verkürzung der Ruhezeit ab. Aber auch die 
Gewerkschaften sprechen sich für eine Reformie-
rung der Arbeitszeitbestimmungen aus, die den 
Beschäftigten mehr Planbarkeit und Selbstbestim-
mung einräumen soll. Ihre Vorschläge zielen aller-
dings auf die Flexibilisierung der wöchentlichen 
Arbeitszeit ab. Konkret verlangt beispielsweise die 
IG Metall in den laufenden Tarifverhandlungen für 
die Metall- und Elektroindustrie nach einer Wahlop-
tion bei der wöchentlichen Arbeitszeit: Arbeitnehmer 
sollen (ohne Begründung) für einen Zeitraum von bis 
zu 24  Monaten ihre Arbeitszeit auf 28 Stunden pro 
Woche reduzieren dürfen und anschließend wieder 
auf ihre frühere Arbeitszeitregelung zurückkehren 
können – anders als bei der gesetzlichen Teilzeit, bei 
der es kein Recht zur Rückkehr auf Vollzeit gibt. Es 
wird argumentiert, dass die freigewordene Zeit dazu 
genutzt werden kann, um die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf – sei es zur Erziehung von Kindern oder 
für Pflege von Angehörigen – zu erhöhen oder zum 
Zwecke der Weiter- und Fortbildung oder Umschu-
lung. Dieser Bildungsaspekt ist vor dem Hinter-
grund der neuen, aus der Digitalisierung erwachsen-
den Anforderungen an die Beschäftigten von Bedeu-
tung.1 Darüber hinaus spielt eine derartige Regelung 
insbesondere auch im Hinblick auf den sogenannten 
Gender Pay Gap, des geschlechtsspezifischen Ent-
geltunterschieds von Männern und Frauen bei glei-
chen Charakteristika wie Beruf, Beschäftigungsum-
fang, Bildungsstand, Berufserfahrung, eine wichtige 
Rolle. Ein beträchtlicher Teil dieser Lohnlücke sei 
demnach darauf zurückzuführen, dass nach wie vor 
der Anteil von Frauen, die nach der Geburt eines Kin-
des die Arbeitszeit reduzieren, deutlich höher liegt  
als der der Männer und dass der berufliche Wieder-
einstieg in Vollzeit – und damit ein Anknüpfen an die 
berufliche Karriere dieser Mütter – unter den aktuel-
len Bedingungen oft nicht gelingt.

Die Flexibilisierung des Arbeitszeitgesetztes birgt 
– für beide Seiten – Chancen und Risiken, bringt aber 
auch Rechte und Pflichten mit sich. Angesichts der 
Tragweite, die eine Reformierung des Regelwerks 
entfalten würde und der Unsicherheit über die Regie-
rungsbildung in der neuen Legislaturperiode, steigen 
die Interessensvertreter mit relativ hohen Forderun-
gen in den Ring. Zum Teil laufen die Argumentationen 
beider Seiten allerdings an der Realität vorbei. Zum 
einen ist nicht jede Stelle überhaupt dazu geeignet, in 
Teilzeit umgewandelt zu werden, und auch wenn, ver-
langen finanzielle Verpflichtungen oftmals die rasche 
Rückkehr in Vollzeit. Zum anderen kann das Argu-
ment, dass Reduzierung der Arbeitszeit oder ein Rück-
kehrrecht in Vollzeit den Fachkräftemangel anheizt, 
auch andersherum gelesen werden. Denn die Unter-

1 Wie die Herausforderungen, die durch die Digitalisierung erwach-
sen, von deutschen Arbeitnehmer/innen empfunden werden und wie 
Unternehmen auf die neuen Anforderungen reagieren, analysiert der 
Artikel von Heimisch, Lindlacher und Schricker (2017).
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nehmen stehen nicht nur global in einem Wettkampf 
um die Aufträge, sondern auch – im Hinblick auf die 
sehr guten Arbeitsmarktdaten – im Wettbewerb um 
Fachkräfte. Arbeitgeber, die attraktive Arbeitsbedin-
gungen bieten können, haben hier einen komparati-
ven Vorteil gegenüber Mitbewerbern um die »besten 
Köpfe«. 

REFORMVORSCHLÄGE DER PARTEIEN

Für beide Seiten faire und praktikable Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, um die Arbeitszeiten und -moda-
litäten an die heutige Arbeitsrealität anzupassen, 
obliegt der Politik. Allerdings gleicht diese Aufgabe 
einem Drahtseilakt: Unternehmen und Beschäftigte 
wollen und müssen flexibler sein – gleichzeitig muss 
aber ein rechtlicher Rahmen geschaffen werden, der 
regelt, wer wann die Entscheidungshoheit über die 
neugewonnene Flexibilisierung innehat, und der den 
Bedürfnissen beider Seiten gerecht wird. Daher wurde 
das Thema Arbeitszeitausgestaltung auch im Wahl-
kampf zur Bundestagswahl 2017 intensiv diskutiert. In 
ihren Wahlkampfprogrammen machten die Parteien 
verschiedene Vorschläge. Während Union und FDP 
eher der Argumentation des Arbeitgeberverbandes 
folgten, unterstützten die SPD sowie die Grünen und 
die Linkspartei einige von den Gewerkschaften einge-
brachte Ideen. Was die Arbeitszeitgestaltung angeht, 
plädierten Union und FDP in ihren Wahlprogrammen 
dafür, die werktägliche Stundenobergrenze zuguns-
ten einer wöchentlichen Arbeitszeitobergrenze abzu-
schaffen. Die FDP machte sich zudem für eine ersatz-
lose Streichung der elfstündigen Ruhezeit stark. SPD, 
Grüne und Linke kündigten in ihren Wahlkampfpro-
grammen an, sich für eine Senkung der wöchentlichen 
Arbeitszeit auf 35 Stunden einzusetzen. Hinsichtlich 
des Themenkomplexes Teilzeit/Vollzeit, brachten die 
Grünen die Idee einer »Flexiblen Vollzeit« ein, die es 
den Beschäftigten ermöglichen soll, die Wochenar-
beitszeit um bis zu zehn Stunden zum Zweck der Kin-
derbetreuung, Pflege und Weiterbildung erhöhen 
oder reduzieren zu können. SPD 
und Linke traten für ein Rück-
kehrrecht in Vollzeit nach phasen- 
weiser Teilzeit ein. Die CDU hin-
gegen plädierte für eine gesetz-
liche Verankerung eines erwei- 
terten Rechts auf Teilzeit. Darü- 
ber hinaus fanden sich noch  
weitere Vorschläge, wie die  
Einführung von Langzeitkonten 
zur Sammlung von Überstun- 
den, Boni und Resturlaub oder 
Sonderzahlungen (SPD, FDP) 
bzw. die Implementierung eines 
Rechts auf ein Sabbatjahr (Die 
Linke) – zweimal im Berufsle-
ben für maximal ein Jahr – in den 
Programmen.

PERSPEKTIVE DER UNTERNEHMEN 

Aber wie werden die Vorschläge von denjenigen bewer-
ten, die sie dann auch umsetzen müssten? Um dieser 
Frage nachzugehen, wurden rund 1 000 Personallei-
ter deutscher Unternehmen im Rahmen der Rand-
stad-ifo-Personalleiterbefragung2 im dritten Quartal 
2017 nach ihren Einschätzungen zu den zentralen, in 
den Wahlkampfprogrammen diskutierten Vorschläge 
gefragt. Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Firmen 
weniger ideologischen Grundsatzkämpfen hingeben, 
sondern viel mehr pragmatisch auf die neuen Heraus-
forderungen reagieren und sich bereits auf den Wandel 
eingestellt haben. 

Die Frage nach der derzeitigen Ausgestaltung 
der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit in den Unter-
nehmen offenbart, dass mehr als jedes zehnte Unter-
nehmen einen echten Bedarf nach Ausweitung der 
Arbeitszeit hat (13%). Die Mehrheit der Firmen scheint 
mit der aktuellen Situation jedoch gut zurechtzukom-
men. Denn dem Vorschlag einer Lockerung der gesetz-
lichen Rahmenbedingungen auf die Ausgestaltung der 
regelmäßigen täglichen Arbeitszeit stehen die Per-
sonalleiter überwiegend neutral gegenüber. Knapp 
zwei Drittel der befragten Personalleiter würden die 
tägliche Arbeitszeit bei der aktuellen Ausgestaltung 
belassen (60%). Nur gut ein Drittel würde die Arbeits-
zeit gerne leicht – auf acht bis zehn Stunden – erhöhen 
(35%), die restlichen 5% würden die Arbeitszeit deut-
lich – auf über zehn Stunden – ausdehnen wollen. Im 
Vergleich der Wirtschaftssektoren ist der Wunsch nach 
Ausdehnung der Arbeitszeit im Dienstleistungssektor 
am ausgeprägtesten (vgl. Abb. 1). Nach Größenklas-
sen getrennt betrachtet, offenbart sich ein deutliches 
Gefälle: mit zunehmender Größe der Unternehmen 

2 Die Randstad-ifo-Personalleiterbefragung ist eine quartalsweise 
Befragung von 1 000 deutschen Personalleitern zur Anwendung und 
Bedeutung verschiedener Flexibilisierungsinstrumente in ihrem 
Unternehmen. Darüber hinaus werden in wechselnden Sonderfragen 
aktuelle arbeitsmarkt relevante Fragestellungen untersucht. Nähere 
Infos unter https://www.cesifo-group.de/de/ifoHome/facts/Sur-
vey-Results/Personalleiterbefragung.html
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sinkt die regelmäßige Arbeitszeit. Von den Unterneh-
men mit mehr als 500 Beschäftigen arbeiten rund 65% 
weniger als acht Stunden.

Anders als die öffentliche Debatte hätte vermu-
ten lassen, ist die Streichung der elfstündigen Ruhe-
zeit offenbar von geringerer Relevanz für die Unterneh-
men. Auf die Frage, wie sich ein Wegfall der Ruhezeit 
auf die Entwicklung ihres Personalbestands auswir-
ken würde, erwarten 78% keine Auswirkungen, 16% 
rechnen mit einem positiven, 7% mit einem negativen 
Effekt.3 Die Möglichkeit, dass die Maßnahme zu einem 
Beschäftigungsaufbau führen könnte, wird im Dienst-
leistungssektor am häufigsten gesehen (24%), am sel-
tensten gehen Personalleiter aus dem Handelssektor 
davon aus (9%). Aus den Kommentaren der Personal-
leiter lässt sich ablesen, dass dieses Thema zwar nur für 
einen Teilbereich überhaupt relevant ist, dann jedoch 
umso deutlicher. Hierzu zählen zum Beispiel Betriebe, 
die nur wenige Monate im Jahr Saison haben. Dar-
über hinaus wurde angesprochen, dass die elfstündige 
Ruhezeit für Beschäftigte im Niedriglohnsektor, die 
zwei oder mehreren Jobs nachgehen, problematisch 
sein könnte.

Den Befragungsergebnissen 
zufolge wird der Vorschlag der 
Grünen zur Flexiblen Vollzeit, der 
auch von der IG Metall unterstützt 
wird, auf Unternehmensseite 
überwiegend positiv aufgenom-
men. Über ein Drittel der befrag-
ten Personalleiter erwartet posi-
tive Effekte auf die Entwicklung 
ihres Personalbestandes, die 
Hälfte steht dem Vorstoß neutral 
gegenüber, und nur 15% rechnen 
mit negativen Effekten. Die Streu-
weite der Antworten kann als Hin-
weis verstanden werden, dass 
die Bewertung dieser Maßnahme 
3 Abweichung in der Summe rundungsbe-
dingt möglich. 

stark von den individuellen Struk-
turen des einzelnen Betriebes 
abhängt. Generell lässt sich aber 
feststellen, dass das Thema »Fle-
xible Vollzeit« für kleine Betriebe 
wenig relevant ist (vgl. Abb. 2).

Auch beim Thema eines 
erweiterten Rechts auf Teilzeit, 
das bei der CDU auf der Agenda 
steht, sehen die Personalleiter 
insgesamt offenbar mehr Chancen 
als Risiken: Während gut ein Drit-
tel mittelfristig mit einem Beschäf-
tigungswachstum in Folge der 
gesetzlichen Implementierung 
eines Rechts auf Teilzeit rech-
net (34%), geht (nur) jedes fünfte 
Unternehmen von negativen 

Effekten aus (21%). Anders als man erwarten könnte, 
sind es aber vor allem die großen Unternehmen mit 
mehr als 500 Beschäftigten, die einen sinkenden Per-
sonalbestand befürchten (25%). Über die Wirtschafts-
sektoren hinweg zeigt sich, dass das Thema am wenigs-
ten den Handel und am meisten das Verarbeitenden 
Gewerbe (jedoch im positiven Sinne: 35% erwarten 
mehr Beschäftigung) tangiert.

Deutlich skeptischer sind die Personalleiter beim 
Thema Rückkehrrecht in Vollzeit auf die ursprünglich 
vereinbarte vertragliche Arbeitszeit in eine gleichwer-
tige Stellung nach phasenweiser Teilzeit: Hier erwarten 
32% der befragten Personalleiter negative Effekte auf 
ihren Personalstamm, nur 12% hingegen rechnen mit 
positiven Beschäftigungseffekten. Am problematischs-
ten wird das Thema im Handel gesehen, am wenigsten 
Einfluss erwarten die Dienstleister. Interessanterweise 
steigt die Skepsis gegenüber der Implementierung die-
ses Vorschlages mit steigender Unternehmensgröße 
deutlich (vgl. Abb. 3). Der Vorschlag eines Rückkehr-
rechts von Teilzeit in Vollzeit wurde bereits in der letz-
ten Legislaturperiode von der SPD eingebracht, konnte 
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aber nicht durchgesetzt werden. Nun tauchte er wieder 
im Wahlprogramm der Grünen auf.

PERSPEKTIVE DER BESCHÄFTIGTEN

Insgesamt scheinen die deutschen Personalleiter einer 
Flexibilisierung der Arbeitszeitgestaltung in verschie-
denen Modalitäten offen gegenüberzustehen. Fragt 
man die deutschen Beschäftigten selbst, zeigt sich 
jedoch eine gewisse Zurückhaltung in Sachen Flexi-
bilisierung. Laut einer repräsentativen Umfrage des 
Meinungsforschungsinstituts Civey für Spiegel online 
wollen 70% der befragten abhängig Beschäftigten an 
festen Arbeitszeiten festhalten. Beim Thema Teilzeit 
allerdings scheint jedoch ein Bedarf zu bestehen, denn 
82% der Befragten würden gern vorrübergehend ihre 
Arbeitszeit reduzieren, wie die Beschäftigtenbefra-
gung der IG Metall 2017 ergab. Auch beim Arbeitsort 
besteht der Wunsch nach mehr Flexibilität: Über 90% 
der Befragten beurteilen mobiles Arbeiten positiv, 86% 
sehen in mobiler Arbeit eine Möglichkeit zur besseren 
Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben. Allerdings 
besteht für knapp 19% hierin auch die Gefahr entgrenz-
ter Arbeitszeiten.

FAZIT

Der Vorstoß, mehr Flexibilität bei den Arbeitszeiten 
zu ermöglichen, ist sicherlich richtig und von allen 
Seiten gewünscht. Allerdings ist hier die neue Regie-
rung gefordert, Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
Arbeitgebern und Arbeiternehmern gleichermaßen 
dienen – um im internationalen Wettbewerb zu beste-
hen und um den Spagat zwischen Privat- und Berufs-
leben mit einem gewissen Maß an Selbstbestimmung 
und Planungssicherheit zu meistern. Bei den ideologi-
schen Grabenkämpfen, die um dieses Thema geführt 
werden, könnte die pragmatische Einstellung der 
Unternehmen eine Orientierungshilfe bieten. In vie-
len Punkten reagieren sie offener auf die Vorschläge 
der Arbeitnehmervertreter, als es der öffentliche Dis-
kurs hätte vermuten lassen. Ein erster Schritt in diese 
Richtung könnte die Einführung von Langzeitkonten 
sein, auf denen Arbeitnehmer/innen in arbeitsintensi-
ven Phasen Überstunden, Resturlaub, Boni und Son-
derzahlungen sammeln können und die beim Job-
wechsel mitgenommen werden sollen. Das Guthaben 
soll dann in Lebensphasen, in denen andere Aspekte 
im Vordergrund stehen, z.B. um die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu erhöhen, für ein Sabbatical oder 
auch zur Weiterbildung, genutzt werden können. Die-
ser Vorschlag, der auch vom Arbeitgeberverband sowie 
von SPD und FDP unterstützt wird, findet auch unter 
den Unternehmen große Zustimmung. Egal, welche 
Schwerpunkte bei der Reformierung der Arbeitszeitre-
gelungen gesetzt werden, das Ergebnis wird sich daran 
messen lassen müssen, ob es gelingt, gesellschaftliche 
Anforderungen, individuelle Bedürfnisse und betriebli-
che Notwendigkeiten auszubalancieren.
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